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Setzungen für die Erfüllung der mit der Bürgschaft verbun­
denen Verpflichtungen weggefallen sind.

§32

Pflichten und Rechte der Betriebe, staatlichen Organe, 
Genossenschaften, gesellschaftlichen Organisationen 

und der Kollektive der Werktätigen

(1) Wird eine Verurteilung auf Bewährung ausgesprochen, 
so sind die Leiter der Betriebe, der staatlichen Organe und 
Einrichtungen, die Vorstände der Genossenschaften und die 
Leitungen der gesellschaftlichen Organisationen, in deren Be­
reich der Verurteilte arbeitet und lebt, verpflichtet, die erzie­
herische Einwirkung auf den Verurteilten zu gewährleisten 
und in ihrem Verantwortungsbereich die Erfüllung der dem 
Verurteilten auferlegten Pflichten zu kontrollieren. Sie ha­
ben zu sichern, daß der Verurteilte in einem geeigneten Kol­
lektiv arbeitet und dieses bei der Erziehung zu unterstützen. 
Bei Verletzung der mit der Verurteilung auferlegten Pflich­
ten können die Kollektive beim Leiter Maßnahmen gemäß 
Absatz 2 Ziffer 1 beantragen oder beim Gericht Anträge ge­
mäß Absatz 2 Ziffer 2 stellen.

(2) Bei Verletzung der mit der Verurteilung auf Bewäh­
rung auferlegten Pflichten aus § 33 Absätze 3 und 4 Ziffer 1, 
2 und 7 haben die Leiter der Betriebe, der staatlichen Or­
gane und Einrichtungen oder die Vorstände der Genossen­
schaften das Recht, i

1. Maßnahmen der disziplinarischen Verantwortlichkeit — 
außer fristlose Entlassung — anzuwenden, wenn diese 
nach den gesetzlichen Bestimmungen zulässig sind;

2. gerichtliche Maßnahmen nach § 35 Absatz 5 oder den 
Vollzug der angedrohten Freiheitsstrafe zu beantragen. 
Der Antrag soll mit dem Kollektiv, dem der Verurteilte 
angehört, oder dem zuständigen gesellschaftlichen Ge­
richt oder dem Schöffenkollektiv beraten werden.

§33

Verurteilung auf Bewährung

(1) Mit der Verurteilung auf Bewährung soll der Täter dazu 
angehalten werden, durch gewissenhafte Erfüllung seiner 
Pflichten und Bewährung in der Arbeit und in seinem per­
sönlichen Leben seine Tat gegenüber der Gesellschaft wieder­
gutzumachen, seine gesellschaftliche Verantwortung zu er­
kennen und ernst zu nehmen und das Vertrauen der Gesell­
schaft auf sein künftig verantwortungsbewußtes Verhalten 
zu rechtfertigen.

(2) Mit der Verurteilung auf Bewährung wird im Urteil 
eine Bewährungszeit von einem Jahr bis zu drei Jahren fest­
gesetzt, mit der dem Verurteilten bestimmte Pflichten auf­
erlegt werden können. Zugleich wird eine Freiheitsstrafe für 
den Fall angedroht, daß der Verurteilte seiner Pflicht zur 
Bewährung schuldhaft nicht nachkommt. Die Daher der an­
zudrohenden Freiheitsstrafe beträgt mindestens drei Monate 
und höchstens zwei Jahre. Sie darf die Obergrenze der im 
verletzten Gesetz angedrohten Freiheitsstrafe nicht über­
schreiten. Ist in diesem keine Freiheitsstrafe angedroht, be­
trägt sie höchstens ein Jahr.

(3) Bei Straftaten, die materielle Schäden verursacht haben, 
ist der Verurteilte zu verpflichten, den angerichteten Scha­
den durch Schadenersatzleistung oder, mit Einverständnis 
des Geschädigten, durch eigene Arbeit wiedergutzumachen. 
Das Gericht kann hierfür Fristen festsetzen.

(4) Um die Wirksamkeit der Strafe zu gewährleisten, kann 
der Verurteilte für die Dauer der Bewährungszeit verpflichtet 
werden,

1. durch Bewährung am Arbeitsplatz zu zeigen, daß er rich­
tige Lehren aus seiner Tat und seiner Verurteilung gezo­
gen hat (§ 34); '

2. sein Arbeitseinkommen und andere Einkünfte für Auf­
wendungen der Familie, Unterhaltsverpflichtungen so­
wie für weitere materielle Verpflichtungen zu verwen­
den;

3. den Umgang mit bestimmten Personen oder Personen­
gruppen zu unterlassen sowie bestimmte Orte oder 
Räumlichkeiten nicht zu besuchen;

4. bestimmte Gegenstände nicht zu besitzen oder zu ver­
wenden ;

5. unbezahlte gemeinnützige Arbeit in der Freizeit bis zur 
Dauer von zehn Arbeitstagen zu verrichten;

6. sich einer fachärztlichen Behandlung zu unterziehen, 
wenn dies zur Verhütung weiterer Rechtsverletzungen

'notwendig ist;

7. in bestimmten Abständen dem Gericht, dem Leiter, dem 
Kollektiv oder einem bestimmten staatlichen Organ über 
die Erfüllung der ihm auferlegten Pflichten zu berichten 
(§ 32).

(5) Neben der Verurteilung auf Bewährung kann gemäß 
§ 23 Absatz 2 auf Zusatzstrafen, insbesondere auf Geldstrafe, 
Aufenthaltsbeschränkung oder Tätigkeitsverbot, erkannt 
werden.

§34

Verpflichtung zur Bewährung am Arbeitsplatz

(1) Die Verpflichtung zur Bewährung am Arbeitsplatz soll 
den Täter durch die Einwirkung des Kollektivs am Arbeits­
platz zu einer verantwortungsbewußten Einstellung zur so­
zialistischen Arbeit und seinen anderen Pflichten erziehen.

(2) Das Gericht verpflichtet den Angeklagten im Urteil, sei­
nen bisherigen oder einen ihm zuzuweisenden Arbeitsplatz 
nicht zu wechseln. Diese Verpflichtung wird für eine be­
stimmte, die Bewährungzeit nicht überschreitende Frist aus­
gesprochen. Der Verurteilte soll am bisherigen Arbeitsplatz 
oder im bisherigen Betrieb verbleiben. Der Betrieb hat dafür 
zu sorgen, daß die erzieherische Wirkung der Bewährung am 
Arbeitsplatz gewährleistet ist. Ein Wechsel des Betriebes 
durch den Verurteilten oder die Lösung des Arbeitsrechtsver­
hältnisses durch den Betrieb ist nur aus zwingenden Grün­
den zulässig und bedarf der Zustimmung des Gerichts.

§35

Abschluß oder Widerruf der Bewährungszeit

(1) Läuft die Bewährungszeit ab, ohne daß die Vorausset­
zungen für den Widerruf eingetreten sind, darf die ange­
drohte Freiheitsstrafe nicht mehr vollzogen werden.

(2) Macht der Verurteilte während der Bewährungszeit be­
sonders anerkennungswerte Fortschritte in seiner gesell­
schaftlichen und persönlichen Entwicklung und erfüllt er die 
ihm für die Bewährungszeit auferlegten Pflichten vorbildlich, 
kann das Gericht auf Antrag des für die erzieherische Ein­
wirkung verantwortlichen Leiters (§ 32), eines Kollektivs, 
dem der Verurteilte angehört, oder eines Bürgen nach Ab­
lauf von mindestens einem Jahr den Rest der Bewährungs­
zeit durch Beschluß erlassen. Absatz 1 gilt entsprechend.

(3) Die angedrohte Freiheitsstrafe ist zu vollziehen, wenn 
der Verurteilte während der Bewährungszeit eine vorsätz­
liche Straftat begeht, für die eine Strafe mit Freiheitsentzug 
ausgesprochen wird.

(4) Die angedrohte Freiheitsstrafe kann vollzogen werden, 
wenn der Verurteilte während der Bewährungszeit

1. wegen einer fahrlässigen Straftat oder zu einer Geld­
strafe verurteilt wird;

2. sich einer im Urteil gemäß § 33 Absätze 3 und 4 sowie 
§ 34 auferlegten Verpflichtung zur Bewährung und Wie­
dergutmachung entzieht;


